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Oft ist es der Umstand, dass man sich auseinanderge-
lebt oder unterschiedliche Lebensziele hat. Ich erinnere 
mich noch gut an diesen achtzigjährigen Mann, der auch 
noch in diesem hohen Alter seinen Beruf als Rechtsan-
walt ausübte, sich dann aber vom Berufsleben zurückzog 
und vermehrt zu Hause war. Als er mehr Zeit mit seiner 
Frau verbringen durfte bzw. musste, stellte er fest, dass 
keine gemeinsamen Interessen vorhanden waren und ein 
Gespräch auf Augenhöhe nicht mehr möglich war. Die 
Ehefrau konnte den intellektuellen Bedürfnissen ihres 
Ehemannes nicht mehr gerecht werden. Bald suchte 
sich der Ehemann eine entsprechende neue Partnerin, 
die um einige Jahre jünger war, und liess sich von seiner 
Frau, mit der er über 50 Jahre zusammenlebte, scheiden. 
Sicherlich war dies auch dem Umstand geschuldet, dass 
sich Ehepartner im Alter von 65+ nicht auf die Pension 
vorbereitet haben und der Wille zu Kompromissen ver-
loren geht.

Eine andere Geschichte ist die von Paul und Regula. Zeit 
seines Lebens hat Paul im selben Dorf in einem Flarzhaus 
gewohnt. Als er auf die Welt gekommen ist, haben die 
Eltern zur Freude der gelungenen Niederkunft eine Buche 
gepflanzt, die nun 80 Jahre alt ist. Paul hat immer im sel-
ben Haus gelebt. Als er seine Frau Regula gefunden hat, 
ist diese zu ihm gezogen. Vorerst in eine kleine Einlieger-
wohnung. Als die Eltern von Paul in ein Altersheim gezo-
gen sind, konnten er und Regula die grosse Wohnung 
beziehen. Das Flarzhaus samt Umgebung geben viel zu 
tun und auch das Gebäude muss stetig unterhalten wer-
den, was Kosten verursacht. Die finanzielle Belastung und 
die Arbeit werden Regula aufs Alter hin zu viel. Sie möchte 
wegziehen in eine kleinere Wohnung und drängt ihren 

Paul immer öfter, dass man das Flarzhaus doch verkau-
fen und stattdessen eine kleine altersgerechte Wohnung 
erwerben könnte. Doch ihr Wunsch findet bei Paul kein 
Gehör. Er will sein geliebtes Flarzhaus nicht verlassen. 
Irgendwann kommt dann der Punkt, an dem Regula ein-
fach nicht mehr kann. Sie steigert sich dermassen in eine 
Abwärtsspirale hinein, dass jeder Tag, den sie im Haus 
von Paul verbringen muss, einer zu viel ist. Sie liebt ihren 
Paul und wird von diesem auch geliebt. So setzt sie ihm 
ein Ultimatum: Entweder man zieht in eine kleine Woh-
nung und verkauft das Haus oder sie lässt sich scheiden. 
Paul kann sein geliebtes Haus, wo die Buche steht, dort, 
wo er verwurzelt ist, dort, wo ihm das Leben Freude berei-
tet, unmöglich verkaufen. Die Wurzeln waren stärker als 
die Liebe, was ihnen erst im Alter schmerzlich bewusst 
wurde. Heute sind die Eheleute geschieden, unglücklich 
geschieden, aber einen anderen Ausweg sahen die bei-
den nicht.

Apropos Alter: Mit der Ankündigung, meine Nachfolge 
geregelt zu haben, und mit dem schrittweisen Näher
rücken meines Pensionsalters habe ich bei einigen mei-
ner Kunden Besorgnis ausgelöst. Offenbar ging man 
davon aus, dass ich mich mit gerade einmal 65 Jahren zur 
Ruhe setze. Dem ist aber nicht so. Sicher, ich werde etwas 
kürzertreten und die Verantwortung für das Büro Zums-
tein in jüngere Hände geben. Mir gefällt aber die Arbeit 
und der Umgang mit meiner treuen Kundschaft. Solange 
es Sinn macht und ich bei den Kundinnen und Kunden 
gefragt bin, werde ich dankbar weiter machen und Sie 
persönlich betreuen. 

Ihr Adrian Zumstein 

Liebe Leserinnen, Liebe Leser

Editorial

In den letzten Jahren stellten wir fest, dass eine Scheidung im hohen Alter keine Seltenheit und 
schon gar kein Tabu mehr ist. Die Gründe mögen mannigfaltig sein, aber sicherlich vor allem dem 
Umstand geschuldet, dass man sich auch im hohen Alter, sofern es die Gesundheit zulässt, noch 
immer fit und für das Leben bereit fühlt. Man möchte den Lebensabend, wenn schon von körper­
lichen Leiden verschont, konzessionslos geniessen. Spürt man, dass der eigene Ehepartner nicht 
mehr in das Lebenskonzept passt, so zögert man kaum noch, die entsprechenden Konsequenzen 
zu ziehen und sich vom Ehepartner zu trennen.

Adrian Zumstein
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Marco Vollenweider

Neuerungen bei Baumängeln ab 2026 – was Bau­
herren und Immobilienkäufer jetzt wissen müssen

Dieses Recht kann im Voraus weder ausgeschlossen 
noch eingeschränkt werden (z.B. durch Limitierung auf 
einen Maximalbetrag).

Die bisherige Praxis, die Haftung des Verkäufers vollstän-
dig wegzubedingen und stattdessen nur Mängelrechte 
abzutreten, ist bei Neubauten damit für den Kernbereich 
der Nachbesserung unwirksam geworden.

4.	 Praktische Bedeutung / Fazit

Die Revision stärkt die Position der Bauherrschaft erheb-
lich, insbesondere durch das zwingende Nachbesse-
rungsrecht, das die direkte Inanspruchnahme des Ver-
käufers/Unternehmers sichert.

In der Baupraxis wird häufig die SIA-Norm 118 verein-
bart. Diese sieht bereits heute eine zweijährige Rügefrist 
für offene Mängel bzw. 5 Jahre für verdeckte Mängel vor. 
Daher wird die gesetzliche 60-Tage-Frist in Verträgen mit 
der SIA-Norm 118 kaum spürbar sein, da die vertragli-
che Regelung die gesetzliche Frist deutlich übersteigt. 
Auch die Verjährungsfrist beträgt gemäss SIA-Norm 118 
bereits jetzt fünf Jahre (bzw. zehn Jahre bei absichtlich 
verschwiegenen Mängeln).

Folglich wird die gesetzliche 60-Tage-Frist vor allem dort 
zum Tragen kommen, wo weder individuelle Vertragsbe-
dingungen noch die SIA-Norm 118 vereinbart wurden.

Bei Grundstückskaufverträgen ohne Bezug zu den SIA-
Normen stellt die Neuregelung jedoch eine erhebliche 
Verbesserung der Rechtsposition des Käufers dar, da die 
bisherige «Sofort-Rüge» in der Praxis oft als Falle von 
wenigen Tagen ausgelegt wurde.

Für die Praxis bedeutet dies, dass bestehende Vertrags-
muster überprüft und angepasst werden müssen. Gleich-
zeitig ist bei neuen Projekten darauf zu achten, dass die 
zwingenden gesetzlichen Vorgaben eingehalten werden.

1.	 Einleitung

Per 1. Januar 2026 sind Änderungen im schweizerischen Kauf- und Werkvertragsrecht in Kraft 
getreten, welche die Rechtsstellung von Bauherren bzw. Immobilienkäufern bei Baumängeln 
signifikant stärken sollen.

Anlass der Revision waren insbesondere praktische Hürden bei der Durchsetzung von Mängel­
rechten sowie eine Vertragspraxis, die durch weitgehende Haftungsausschlüsse und die  
Abtretung von Mängelrechten oft zuungunsten der Käufer ausfiel. Ziel ist es, klarere und ver­
bindlichere Regelungen zu schaffen und den Schutz der Besteller zu erhöhen.

2.	 Ausgangslage

Bisher mussten Mängel im Werk- und Kaufvertrag grund-
sätzlich «sofort» gerügt werden, was in der Praxis oft 
einer Frist von lediglich sieben Tagen entsprach. Das Ver-
passen dieser Frist oder eine ungenügende Rüge führte 
zum vollständigen Verwirken der Gewährleistungsrechte. 
Zusätzlich war es gängige Praxis, dass Unternehmer ihre 
Haftung vertraglich weitgehend ausschlossen und im 
Gegenzug ihre eigenen Mängelrechte gegen Subunter-
nehmer an die Käufer abtraten. Dies zwang Bauherren 
häufig dazu, Ansprüche direkt gegen Dritte (Subunter-
nehmer) durchzusetzen, was mit erheblichen Beweis- 
und Prozessrisiken verbunden war.

3.	 Zentrale Neuerungen ab 2026
 

a)	Einführung einer 60-tägigen Mängelrügefrist

Die gesetzliche «Sofort-Rüge» wird durch eine feste Frist 
von 60 Tagen ersetzt. Diese Neuerung gilt jedoch mit 
unterschiedlicher Reichweite:

•	 Grundstückkauf:
Die 60-Tage-Frist gilt für alle Sachmängel beim Kauf 
von Grundstücken (inkl. Stockwerkeigentum) gemäss 
neuem Art. 219a Abs. 1 OR.

•	 Werkvertrag:
Die Frist gilt nur in drei spezifischen Fällen gemäss revi-
diertem Werkvertragsrecht:

1.	Mängel an unbeweglichen Werken (z.B. Gebäude).
2.	Mängel an beweglichen Werken, die in ein unbeweg-

liches Werk integriert wurden und dessen Mangel
haftigkeit verursachen. 

3.	Mängel an Planungsleistungen (Architekten/ 
Ingenieure), die als Grundlage für ein unbewegliches 
Werk dienten. 

Für andere bewegliche Werke bleibt es bei der bisherigen 
Sofort-Rüge.

Der Fristbeginn unterscheidet sich je nach Mangelart:
Bei offenen Mängeln beginnt die Frist mit der Besitzes
übertragung (beim Grundstückkauf grundsätzlich mit 
der Eintragung im Grundbuch) bzw. der Ablieferung des 
Werks. Bei verdeckten Mängeln beginnt die Frist mit der 
Entdeckung des Mangels.

Die Frist ist einseitig zwingend, d.h. eine vertragliche Ver-
kürzung ist unwirksam. Es handelt sich weiterhin um eine 
Verwirkungsfrist, die weder unterbrochen noch gehemmt 
werden kann.

Wichtiger Praxishinweis:
Trotz der 60-Tage-Frist besteht weiterhin eine Schaden-
minderungspflicht. Bei Mängeln, die weitere Schäden ver-
ursachen könnten, ist eine unverzügliche Rüge ratsam, um 
eine Anrechnung eigenen Mitverschuldens zu vermeiden.

b)	Fünfjährige Verjährungsfrist

Die Verjährungsfrist für Mängelansprüche beträgt weiter-
hin fünf Jahre. Neu ist jedoch, dass diese Frist nicht mehr 
verkürzt werden kann. Eine vertragliche Verlängerung 
bleibt hingegen möglich. Dies stellt eine Abkehr vom bis-
herigen dispositiven Recht dar und soll verhindern, dass 
Ansprüche durch kurze Verjährungsklauseln illusorisch 
werden.

c)	 Zwingendes Nachbesserungsrecht bei Neubauten

Beim Kauf neu erstellter oder umfangreich renovierter 
Immobilien (bzw. bei entsprechenden Werkverträgen) 
erhält der Käufer/Besteller ein gesetzliches, nicht abding-
bares Recht auf unentgeltliche Nachbesserung (Verbes-
serungsrecht).
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Erwerb einer Altbaute mit dem Ziel, diese abzubrechen 
und einen Neubau zu erstellen – Achtung Steuern!

Dazu gehören auch Iris und Alex. Sie sind seit 6 Jahren ein 
Paar und wohnen in einer Mietkaserne nahe der Stadt-
grenze. Die Eltern von Iris sind verstorben, so dass sie in 
den Genuss einer Erbschaft kam, die der Bank im Rahmen 
des Kaufes einer Liegenschaft als Eigenmittel angeboten 
werden kann.

In einem Einfamilienhausquartier mit altem Baumbe-
stand wurde eine Liegenschaft zum Kauf ausgeschrieben. 
Das Einfamilienhaus hat Baujahr 1978. Heizung, sanitäre 
Anlagen, die Elektroinstallationen etc. entsprechen nicht 
mehr dem heutigen Standard. Die Eigentümer sind ver-
storben und keines der Kinder hat ein Interesse am elter-
lichen Haus, so dass es zum Verkauf kam.

Iris und Alex konnten die Liegenschaft zu Miteigentum je 
zur Hälfte zu einem Preis von CHF 1 200 000.00 erwerben. 
Dies war im Jahre 2018.

Der Altbau wurde abgerissen und das Paar erstellte dar-
auf ihr Traumhaus für CHF 1 500 000.00. In die Liegen-
schaft wurden somit total CHF 2 700 000.00 investiert.

Gerne hätten Iris und Alex den quasi «wirtschaftlichen 
Neubau» bei den Unterhaltskosten in ihren Steuererklä-
rungen zum Abzug gebracht. Auf Grund der sogenannten 
«Dumont-Praxis» war dies aber nicht möglich und man 
wurde auf die Abzugsmöglichkeit hinsichtlich der Unter-
haltskosten im Rahmen eines späteren Verkaufs vertröstet.

7 Jahre später kommt es zur Trennung. Da weder Iris noch 
Alex die Mittel hatten, den anderen auszuzahlen, wurde 
die Liegenschaft zu einem Preis von CHF 3 500 000.00 
verkauft.

Die Trennung und der Verkauf ihres Traumhauses waren 
für Iris und Alex sehr schmerzhaft. Zum Glück kam es 
nicht noch schlimmer, so dass nicht ein grosser Teil ihres 
Verkaufserlöses den Steuern zum Opfer gefallen ist.

Fazit 

Sollten Sie einen Altbau erwerben und diesen nicht voll-
ständig abbrechen, sondern totalsanieren bzw. umbauen, 
so lohnt sich eine Steuerplanung, da sie diese Kosten als 
Unterhalt in der Steuererklärung zum Abzug bringen kön-
nen, was bei einem Abbruch und dem entsprechenden 
Neubau nicht mehr möglich ist. Dies ist solange möglich, 
als Sie einen Eigenmietwert zu versteuern haben oder 
Grundeigentum vermieten.

Die Verwirklichung des Traums eines individuell gestalteten Eigenheims in Form eines Neu­
baus wird immer schwieriger, da reines Bauland praktisch nicht mehr vorhanden ist. Aus 
diesem Grund sind nun Liegenschaften mit Altbauten in den Fokus der Bauwilligen gerückt. 
Obwohl die Altbauten noch funktionell und bewohnbar wären, fallen Sie der Abrissbirne zum 
Opfer, damit der Bauherr seinen Wohntraum realisieren kann.

In der Grundstückgewinnsteuererklärung deklarierten sie 
Anlagekosten von CHF 2 700 000.00 (Kaufpreis von CHF 
1 200 000.00 zuzüglich Erstellung des Neubaus für CHF 
1 500 000.00) und wiesen somit einen Gewinn vor Abzug 
der Verkaufskosten von CHF 800 000.00 aus.

Vorgehen der Steuerbehörden

Für die Berechnung der Grundstückgewinnsteuern aner-
kannte die Steuerbehörde lediglich 38% als Anlagekosten, 
d.h. CHF 456 000.00. Den Restbetrag von CHF 744 000.00, 
die zum dannzumaligen Kaufpreis führen, wurden dem 
später abgebrochenen Gebäude zugerechnet. Somit kam 
ein Gewinn von CHF 2 244 000.00 zur Besteuerung.

Iris und Alex haben sich gegen das Vorgehen der Steuer-
behörden gewehrt und konnten dabei auf einen neueren 
Bundesgerichtsentscheid verweisen, welcher die vollzo-
gene Änderung in Bezug auf die «Dumont-Praxis» präzi-
sierte.

Problematik

In seinem Urteil vom 23. Februar 2023 hat das Bundes-
gericht eine Praxisänderung vollzogen und die «Dumont-
Praxis» ins Jenseits befördert. Ab diesem Entscheid 
konnten nun alle Unterhaltskosten für Liegenschaften in 
Abzug gebracht werden, auch Instandstellungskosten 
bei einem wirtschaftlichen Neubau, wie ihn Iris und Alex 
vollzogen hatten. Dieses Urteil hatte nun aber auch Kon-
sequenzen auf die Grundstückgewinnsteuer, d.h. diese 
Neubau-Kosten durften ab diesem Zeitpunkt nicht mehr 
als wertvermehrende Investitionen bei den Anlagekos-
ten hinzugerechnet werden, wodurch der erzielte Gewinn 
sich massiv erhöhte.

Entscheid 

Das Bundesgericht stellt in seinem Entscheid 9C_622/2024 
klar, dass die von ihr getätigten Praxisänderung Total-
sanierungen bzw. wirtschaftliche Neubauten an BESTE-
HENDEN Gebäuden betrifft. Der vollständige Ersatz von 
abgebrochenen Bauten durch Neubauten gehören aber 
nicht dazu, d.h. die gesamten Ersatzneubaukosten von 
Iris und Alex können somit im Rahmen der Grundstückge-
winnsteuererklärung als wertvermehrende Aufwendun-
gen berücksichtigt werden.

Adrian Zumstein

Ausgangslage bzw. Sachverhalt
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René Erni

Nachzahlung Säule 3a

Einkäufe in der privaten Vorsorge sind neu möglich. So 
kann man verpasste Einzahlungen nachholen und Steu-
ern sparen. Es gelten aber einige Einschränkungen.

Der Bundesrat erlaubt Nachzahlungen in die Säule 3a. So 
setzt er einen Auftrag des Parlamentes um. Die Änderung 
gilt ab 2025. Wer in bestimmten Jahren nur einen Teil-
betrag oder gar nicht in die Säule 3a eingezahlt hat, kann 
das in den Folgejahren nachholen. Dadurch kann man 
Lücken nachträglich auffüllen. Den Einkaufsbetrag darf 
man zudem vollumfänglich vom steuerbaren Einkom-
men abziehen, so wie das schon heute beim ordentlichen 
3a-Beitrag möglich ist.

Es gelten aber einige Einschränkungen.  
Das sind die wichtigsten:

•	 Nachzahlungen sind maximal zehn Jahre lang möglich, 
also zum Beispiel 2027 oder spätestens 2035 für die 
2025 verpasste Einzahlung.

•	 Vor 2025 entstandene Beitragslücken können nicht 
ausgeglichen werden. Wer 2024 oder in früheren Jah-
ren gar nicht oder nur einen Teil des 3a-Beitrages ein-
bezahlt hat, kann diese Lücken also nicht mehr füllen. 
Die ersten rückwirkenden Einkäufe sind folglich ab 
2026 möglich, nämlich für die im Jahr 2025 verpassten 
Einzahlungen.

•	 Einkäufe sind nur für jene Jahre möglich, in denen man 
ein AHV-pflichtiges Einkommen in der Schweiz erziel-
te. Wer also zum Beispiel 2025 gar nicht gearbeitet hat, 
kann die verpasste 3a-Einzahlung nicht nachholen.

•	 Auch darf man nur dann einen Einkauf machen, wenn 
man im gleichen Jahr ein AHV-pflichtiges Einkommen 
erzielt.

•	 Bevor man sich für ein verpasstes Jahr rückwirkend 
einkauft, muss man zuerst den ordentlichen Jahres-
beitrag einzahlen. Dann kann man zusätzlich zu die-
sem ordentlichen Beitrag einen Einkauf in Höhe des 
sogenannten «kleinen Beitrages» (Einkaufsbetrag für 
Erwerbstätige mit Pensionskassenanschluss) tätigen. 
Für 2026 beispielsweise sind das maximal 7 258 Fran-
ken. Diese Regel gilt auch für Erwerbstätige ohne Pen-
sionskasse, also insbesondere für Selbstständige.

•	 Bereits fünf Jahre vor Erreichen des ordentlichen Pen-
sionierungsalters darf man damit beginnen, 3a-Gelder 
zu beziehen. In diesem Fall sind aber keine nachträg-
lichen Einzahlungen in die Säule 3a mehr möglich.

Hypothekarischer  
Referenzzinssatz

Der hypothekarische Referenzzinssatz bei Mietverhältnis-
sen beträgt 1.25 Prozent und verbleibt damit auf demsel-
ben Stand wie der letztmals publizierte Satz. Er gilt für die 
Mietzinsgestaltung in der ganzen Schweiz.

Steuerabzug für Kosten 
der Kinderbetreuung

Das Bundesgericht anerkennt in einem Leiturteil, dass die 
Kosten für ein Ferienlager für Kinder steuerlich abzugs-
fähige Drittbetreuungskosten darstellen können. Voraus-
setzung ist, dass das in Anspruch genommene Angebot 
in erster Linie einem Bedürfnis der unterhaltspflichtigen 
Steuerpflichtigen zur Betreuung des Kindes entspricht. 
Das Bundesgericht weist die Beschwerde der Genfer 
Steuerverwaltung gegen das Urteil des Kantonsgerichts 
ab, das den Steuerpflichtigen Recht gegeben hatte. 

Automatischer  
Informationsaustausch

Der Bundesrat hat an seiner Sitzung vom 26. November 
2025 die Änderung der Verordnung über den internatio-
nalen automatischen Informationsaustausch in Steuersa-
chen (AIAV) genehmigt. Die Verordnung enthält Ausfüh-
rungsbestimmungen zur Änderung des Bundesgesetzes 
über den internationalen automatischen Informations-
austausch in Steuersachen (AIAG). Beide Erlasse sollen 
am 1. Januar 2026 in Kraft treten.

In der Herbstsession 2025 haben die Eidgenössischen 
Räte die von der OECD verabschiedete Erweiterung des 
internationalen automatischen Informationsaustauschs 
in Steuersachen (AIA) gutgeheissen. Diese umfasst 
einerseits die Aktualisierung des gemeinsamen Melde- 
und Sorgfaltsstandards für Informationen über Finanz-
konten (GMS). Andererseits beinhaltet die Erweiterung 
den neuen Melderahmen für den AIA über Kryptowerte 
(MRK). Die Neuerungen sollten, sofern die Referendums-
frist gegen die entsprechenden Änderungen im AIAG 
ungenutzt verstreicht, per 1. Januar 2026 gesetzlich ver-
ankert worden sein.

Die AIAV regelt neu unter anderem die Melde-, Sorg-
falts- und Registrierungspflichten der Anbieter von Kryp-
todienstleistungen und präzisiert deren Anknüpfungs-
punkte zur Schweiz. Weiter unterstehen künftig Vereine, 
Stiftungen sowie deren Konten direkt dem GMS, wobei 
sie, wenn sie gewisse Voraussetzungen erfüllen, vom 
AIA ausgenommen sind. Die revidierte AIAV definiert die 
entsprechenden Voraussetzungen. Schliesslich enthält 
die AIAV neu Übergangsbestimmungen, welche es den 
betroffenen Kreisen erleichtern sollen, den geänderten 
GMS sowie den MRK umzusetzen.

Die Kommission für Wirtschaft und Abgaben (WAK) des 
Nationalrats hat am 3. November 2025 beschlossen, den 
MRK bis auf Weiteres mit keinem Partnerstaat anzuwen-
den. Damit wurde der MRK zwar per Januar 2026 gesetz-
lich verankert, aber nicht wie vorgesehen per 1. Januar 
2026 umgesetzt; dies wird frühestens 2027 passieren. 
Der Bundesrat hat deshalb an seiner Sitzung vom 26. 
November 2025 auch beschlossen, dass die Bestimmun-
gen über Kryptowerte des AIAG bzw. der AIAV im Jahr 
2026 keine Anwendung finden.

[Eidg. Steuerverwaltung ESTV, Bern, 26.11.2025 – 
 www.estv.admin.ch]
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Zwei verheiratete Steuerpflichtige aus Genf, die beide 
einer Erwerbstätigkeit nachgehen, haben zwei schul-
pflichtige Kinder, die im Jahr 2022 sechs und vier Jahre 
alt waren. Im Genfer Schulsystem haben Kinder in diesem 
Alter am Mittwoch schulfrei. 2022 hatte das Paar die Kin-
der für «Kreativkurse» einer privaten Sprachschule jeweils 
am Mittwoch von 09:00 bis 13:00 Uhr angemeldet. Wäh-
rend der Schulferien schrieben sie ihre Kinder zudem für 
einwöchige Kurse («thematische Lager») ein. Die ältere 
Tochter nahm an fünf dieser Kurse teil und der jüngere 
Sohn an einem. In ihrer Steuererklärung für 2022 hatten 
die Steuerpflichtigen für die entsprechenden Auslagen 
einen Abzug als Drittbetreuungskosten geltend gemacht. 
Die kantonale Steuerverwaltung und das erstinstanzliche 
Genfer Verwaltungsgericht verwehrten ihnen den Abzug, 
gewährten jedoch eine Pauschale von 250 Franken für 
jedes von den Kindern besuchte «thematische Lager». 
Dies entspricht der kantonalen Praxis, für Ferienlager den 
gleichen Abzug wie für den Besuch von Freizeitzentren in 
Quartiereinrichtungen des Kantons zuzulassen. Das Gen-

fer Kantonsgericht gab dann den Steuerpflichtigen Recht. 
Das Bundesgericht weist die Beschwerde der Genfer 
Steuerverwaltung gegen dieses Urteil ab. Der auf einen 
bestimmten Höchstbetrag begrenzte Abzug ist zulässig 
für Kosten, die für die Betreuung eines Kindes durch Dritte 
entstehen, sofern das Kind unter 14 Jahre alt ist und es 
im gleichen Haushalt wie die steuerpflichtige Person lebt, 
die für seinen Unterhalt aufkommt. Die Kosten müssen in 
einem «direkten Kausalzusammenhang» mit der Erwerbs-
tätigkeit, der Ausbildung oder der Erwerbsunfähigkeit der 
steuerpflichtigen Person stehen. Die Betreuung eines Kin-
des durch Dritte muss also in erster Linie einem Bedürf-
nis zu seiner Betreuung dienen. Bei arbeitenden Eltern ist 
auch von einem Betreuungsbedürfnis während eines Teils 
der Schulferien auszugehen, beziehungsweise in Genf 
auch am Mittwoch. Das Bundesgericht unterstreicht, dass 
das Gesetz selber nicht festlegt, welche Dritten für die 
Betreuung in Frage kommen; es beschränkt den Abzug 
nicht auf bestimmte Einrichtungen oder eine bestimmte 
Kategorie von Personen und es definiert auch nicht, was 
«ein Kind betreuen» genau bedeutet. Das Bundesgericht 
kommt in diesem Zusammenhang zum Schluss, dass 
Einrichtungen, die sich der Tagesbetreuung von Kindern 
widmen (wie Krippen und Tagesstätten) vom Bundesrecht 
her verpflichtet sind, den Kindern altersgerechte Aktivi-
täten anzubieten; daraus ergibt sich, dass die Betreuung 
von Kindern nicht nur eine passive Überwachung umfasst, 
sondern auch Aktivitäten einschliessen kann. Die Steuer-
behörde darf daher einen Abzug nicht mit der Begrün-
dung verwehren, dass die Betreuungseinrichtung dem 
Kind bestimmte Aktivitäten anbietet. Dies würde zudem 
Eltern benachteiligen, die keinen Platz in einer Einrichtung 
für die Tagesbetreuung des Kindes (oder, im Kanton Genf, 
in einem Ferienlager) gefunden haben; es würde auch 
dem Zweck des Abzugs zuwiderlaufen, der darin besteht, 
die Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben sowie die 
Erwerbstätigkeit von Frauen zu fördern. Die Gewährung 
des Abzugs setzt jedoch voraus, dass der Steuerpflich-
tige sein Kind in erster Linie deshalb in die Einrichtung 
gegeben hat, um einen Betreuungsbedarf zu decken; die 
Möglichkeit, dabei eine Freizeitaktivität auszuüben oder 
eine Fähigkeit zu erwerben, darf nur zweitrangig sein. 
Im konkreten Fall haben die Steuerpflichtigen, die beide 
erwerbstätig sind, diesen Nachweis erbracht.

[Bundesgerichtsurteil vom 29.1.2026, 9C 156/2025]

eine Objektsteuer auf Zweitliegenschaften erheben. Die 
Einführung einer Objektsteuer sei jedoch rechtlich und 
politisch wesentlich komplexer, als man dies im Abstim-
mungskampf habe wahrhaben wollen, machten die 
Gebirgskantone geltend.

Es gehe dabei nicht um Verzögerung, sondern um Sorg-
falt. Denn, wenn die Lösungen rechtlich nicht sauber 
abgestützt seien und ins bestehende Steuersystem ein-
gefügt werden könnten, führe dies zu Angriffsflächen.

Kantone mit unterschiedlichen Signalen

Die Abschaffung des Eigenmietwerts hätte grundsätzlich 
schon per Anfang 2028 erfolgen können, wie der Bundes-
rat schreibt. Mit einer Einführung ein Jahr später hätten 
die Kantone genügend Zeit, diese auf den gleichen Zeit-
punkt hin auf kantonaler und/oder kommunaler Ebene 
umzusetzen.

Der definitive Entscheid, ob eine Objektsteuer eingeführt 
werden soll, ist in einigen Kantonen noch offen. Die Kan-
tone Bern, Uri und Graubünden beispielsweise wollen 
die Einführung einer Liegenschaftssteuer bei Zweitwoh-
nungen prüfen. Die Gemeinden können damit selbst ent-
scheiden, ob sie eine solche Steuer einführen wollen oder 
nicht.

Der Luzerner Regierungsrat will Gemeinden mit Steuer-
ausfällen durch die Abschaffung des Eigenmietwerts 
nicht entgegenkommen. Die Exekutive hält die Einfüh-
rung einer Sondersteuer auf Zweitliegenschaften für 
«unverhältnismässig».

Abzüge entfallen grösstenteils

Mit der Inkraftsetzung des neuen Steuerregimes zum 1. 
Januar 2029 entfällt neben der Besteuerung des Eigen-
mietwerts auch der Abzug der Kosten für den Liegen-
schaftsunterhalt bei Bund, Kantonen und Gemeinden. Bei 
vermietetem oder verpachtetem Wohneigentum bleibt 
der Unterhaltskostenabzug erhalten.

Schuldzinsen bleiben nur noch im Verhältnis des Werts 
der vermieteten oder verpachteten Liegenschaften zum 
gesamten Vermögen abzugsberechtigt. Wer zum ersten 
Mal in der Schweiz ein Eigenheim erwirbt, profitiert von 
einem zeitlich und betragsmässig begrenzten Ersterwer-
berabzug für Schuldzinsen.

Bei der direkten Bundessteuer entfallen die Energiespar- 
und Umweltschutzabzüge. Die Kantone können diese 
weiterhin aufrechterhalten, wenn auch zeitlich begrenzt.

Eigenmietwert:  
Abschaffung erfolgt  
erst im Jahr 2029

Ab dem Steuerjahr 2029 muss der Eigenmietwert auf 
selbstgenutztem Wohneigentum nicht mehr versteuert 
werden.

Das hat der Bundesrat beschlossen. Die Forderung der 
Gebirgskantone nach einer Abschaffung nicht vor 2030 
wird damit nicht erfüllt. Die Abschaffung des Eigenmiet-
werts hätte grundsätzlich auch schon per Anfang 2028 
erfolgen können.

Ein halbes Jahr nach dem deutlichen Ja an der Urne 
schafft die Landesregierung Klarheit über die Inkraftset-
zung der Reform der Wohneigentumsbesteuerung. Nach 
der Abstimmung hatte der Bund die Finanzdirektoren-
konferenz der Kantone konsultiert. Die Kantone sollten 
genügend Zeit erhalten, um sich auf die Umstellung vor-
zubereiten, sagte Finanzministerin Karin Keller-Sutter 
Ende September.

Die Regierungskonferenz der Gebirgskantone wollte die 
Abschaffung nicht vor Anfang 2030. Um Mindereinnah-
men zu kompensieren, können die Tourismuskantone 
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